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Freistaat Bayern 

Auszug aus der Haushaltsordnung des Freistaates Bayern (Bayerische 

Haushaltsordnung – BayHO) vom 8.Dezember 1971: 

§ 7  
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit,  

Kosten- und Leistungsrechnung 

1) 1Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind die Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 2Aufgaben und Einrichtungen sind in 

geeigneten Fällen darauf zu untersuchen, ob und in welchem Umfang die Tätigkeit durch 

nichtstaatliche Stellen, insbesondere durch private Dritte oder unter Heranziehung Dritter, 

ebenso gut oder besser erledigt werden kann. 

2) 1Für geeignete Maßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung sind Nutzen-Kosten-

Untersuchungen anzustellen. 2Das Nähere bestimmt das für Finanzen zuständige 

Staatsministerium im Benehmen mit den beteiligten Staatsministerien. 

3) In geeigneten Bereichen soll eine Kosten- und Leistungsrechnung eingeführt werden. 

 

Auszug aus der Verordnung über das Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesen der Gemeinden, Landkreise und Bezirke nach den 

Grundsätzen der doppelten kommunalen Buchführung 

(Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik – KommHV-Doppik) vom 5.Oktober 

2017: 

§ 12 
Investitionen 

1) 1Bei Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, die sich über mehrere Jahre 

erstrecken, sind neben dem veranschlagten Jahresbedarf die Auszahlungen für die gesamte 

Maßnahme anzugeben. 2Die in den folgenden Jahren noch erforderlichen Auszahlungen 

sind bei der mittelfristigen Finanzplanung (§ 9) zu berücksichtigen. 

(2) Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung beschlossen werden, soll 

unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch Vergleich der 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten die wirtschaftlichste 

Lösung ermittelt werden. 

(3) 1Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen dürfen erst 

veranschlagt werden, wenn Bauunterlagen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die 
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Kosten der Maßnahme, des Grunderwerbs und der Einrichtung im Einzelnen ersichtlich 

sind. 2Den Unterlagen sind 

1. 
Angaben über die Kostenbeteiligung Dritter, 

2. 
ein Terminplan mit Angaben der voraussichtlichen Jahresraten und 

3. 
eine Schätzung der nach Fertigstellung der Maßnahme entstehenden jährlichen 
Haushaltsbelastungen (Folgekosten) 

beizufügen. 

(4) 1Ausnahmen von Abs. 3 sind zulässig, wenn es im Einzelfall nicht möglich ist, die in Abs. 

3 geforderten Unterlagen rechtzeitig fertigzustellen, und aus einer späteren Veranschlagung 

ein Nachteil erwachsen würde. 2Die Notwendigkeit einer Ausnahme ist in den Erläuterungen 

zu begründen. 3Eine Kostenberechnung muss stets vorliegen. 4Die in Abs. 3 geforderten 

Unterlagen sind spätestens vor Beginn der Baumaßnahme oder vor dem Eingehen der 

Verpflichtungen dem Gemeinderat, Kreistag oder Bezirkstag zur Beschlussfassung 

vorzulegen. 

(5) 1Ausnahmen von Abs. 3 sind ferner bei Baumaßnahmen von geringer finanzieller 

Bedeutung oder bei dringenden Instandsetzungen zulässig. 2Die Notwendigkeit einer 

Ausnahme ist in den Erläuterungen zu begründen. 3Eine Kostenberechnung muss stets 

vorliegen. 

 


